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Titelthema

Jeder braucht

70
In so viel Prozent der Länder

haben Beschäftigte kein
Streikrecht.

58
In so viel Prozent der Länder
gilt für Beschäftigte kein

Arbeitsrecht.

44
In so viel Prozent der Länder

werden Beschäftigte willkürlich
verhaftet und inhaftiert.

Rechte nicht garantiert

Rechte nicht garantiert
wegen des Zusammen-
bruchs des Rechtsstaats

keine Angaben

eine Gewerkschaft
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Arbeit global. Sie arbeiten für Hungerlöhne in Textilbuden
in Asien, auf dem Bau in Katar, oft mit Gewalt dazu gezwungen.
Wer für seine Rechte kämpft, wird schikaniert oder gar ermordet.
Nicht überall auf der Welt geht es so brutal zu, aber die Rechte
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern werden vielerorts
mit Füßen getreten. Fast die Hälfte der deutschen Industrie-
unternehmen investiert im Ausland. Arbeit kennt keine nationa-

len Grenzen. Was in anderen Ländern geschieht, hat Einfluss auf
die Arbeitswelt hier. Die IG Metall setzt sich für mehr internatio-
nale Zusammenarbeit ein. Beschäftigte brauchen Gewerk-
schaften – überall.
Von Sylvia Koppelberg und Bernd Kupilas

Fortsetzung auf Seite 20

Titelthema

52
So viel Prozent der Länder

verweigern Beschäftigten den Zugang zu
rechtsstaatlichen Verfahren.

60
So viel Prozent der Länder
verweigern Arbeitnehmern

Tarifverhandlungen.
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Quelle: Globaler Rechtsindex des Internationalen Gewerkschaftsbunds 2015



Titelthema

Das Urteil war ein Paukenschlag: Nein, sagten
Polens oberste Richter Anfang Juni, so geht es
nicht. Das strenge polnische Gewerkschafts-
gesetz verstößt gegen die Verfassung, urteilte
der Verfassungsgerichtshof in Warschau. Mit
weitreichenden Folgen: Künftig können auch
prekär Beschäftigte einerGewerkschaft beitre-
ten. Bislang durften das nur Festangestellte.
Gewerkschafter sein – das war in Polen zwei-
einhalb Jahrzehnte lang den Stammbeleg-
schaften vorenthalten. Leiharbeiter, Werkver-
tragsarbeitnehmer, Scheinselbstständige und
Beschäftigte mit Zeitverträgen mussten drau-
ßen bleiben.

Dabei greifen gerade in Polen prekäreVer-
hältnisse um sich wie in kaum einem anderen
europäischen Land. Polen ist in der Europäi-
schen Union Spitzenreiter bei Zeitverträgen:
31 Prozent der Beschäftigten arbeiten zeitlich
befristet. Werkverträge grassieren besonders
schlimmunter jungen Leuten: RunddieHälfte
der Menschen unter 24 Jahren arbeiten unter
einem »zivilrechtlichen Beschäftigungsver-
hältnis«, wie Werkverträge in Polen offiziell
heißen. Der Volksmund nennt sie treffend
»Müll-Verträge«.

Leichtes Spiel. Mit dem Urteil der Verfas-
sungsrichter keimtHoffnung für Polens prekär
Beschäftigte, die »Prekariusze«, auf. Experten
erwarten, dass die Gewerkschaften neuen Zu-
lauf erhalten. Und damit mehr Schlagkraft –
eine wichtige Voraussetzung, um die Arbeits-
bedingungen für alle Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer zu verbessern. Denn der Orga-
nisationsgrad ist gering. Es gibt drei verschie-
dene Gewerkschaftsverbände und unzählige
kleinste Betriebsgewerkschaften, die oft nur
ein paar Handvoll Mitglieder haben.

Unter solchen Voraussetzungen haben
Firmen ein leichtes Spiel, die sich mit
Dumpinglöhnen und miesen Arbeitsbedin-
gungen, mit »Schmutzkonkurrenz«, Wettbe-
werbsvorteile verschaffen wollen – auf Kosten
einheimischer Beschäftigter und ihrer Kolle-
gen inNachbarländern, deren FirmenmitVer-
lagerung in Billiglohnländer drohen. Schlag-
kraft entwickeln – das ist deshalb auch das Ziel
der IG Metall und ihrer beiden polnischen
Partner, denMetallern in den Dachverbänden
Solidarno�� und Gesamtpolnischer Gewerk-
schaftsverband (OPZZ). »Wir brauchen starke
Partnergewerkschaften gerade in Polen«, sagt
Olivier Höbel, Leiter des IG Metall-Bezirks
Berlin-Brandenburg-Sachsen.

Viele deutsche Unternehmen, vor allem
der Automobilindustrie, investieren in grenz-

nahen Regionen und in Schlesien. Rund 900
multinationale Zulieferer sind in Polen ange-
siedelt, 41 Prozent ihrer Exporte gehen nach
Deutschland.

Seit vielen Jahren gibt es deshalb enge Be-
ziehungen zwischen deutschen und polni-
schen Metallern. Bei Volkswagen arbeiten die
polnischen Kolleginnen und Kollegen aus den
Werken in Posen und Polkwitz im Weltkon-
zernbetriebsratmit. DieOpelaner ausGleiwitz
sind im Europäischen Betriebsrat eingebun-
den. Es passiert schon einiges. Mehr ist mög-
lich.Gerade nach dem jüngstenGerichtsurteil.

Sie nähen unsere T-Shirts, Hosen und Kleider
und bekommen ein paar lausige Pennies dafür.
KambodschasTextilarbeiterinnenund -arbeiter
verdienen imMonatumgerechnet114Euro.Das
ist der Mindestlohn. Und den mussten die Ge-
werkschaften erst erkämpfen. Vorher lag er bei
89 Euro. Die Gewerkschaften fordern 158 Euro.
178 Euro bräuchte es in dem asiatischen Land,
um einigermaßen überleben zu können.

EsgabschonTote.Alsvoreineinhalb Jahren
die Proteste begannen, schoss die Polizei scharf
auf die Streikenden. Fünf Arbeiter starben.
Trotzdem gaben die Protestierenden nicht auf.
Immer wieder kommt es zu Gewalt. Einer ge-

Fortsetzung von Seite 19
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Polen: Hoffnung für die
»Prekariusze«

Kambodscha: Eisenstangen
gegen Textilarbeiter
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Polen Rund 150 000 Menschen
protestierten im September 2013 in

Warschau gegen die Sozialpolitik
der Regierung. Sie forderten unter
anderem höhere Mindestlöhne und

die Abschaffung von
Kettenverträgen. Es war die größte

Gewerkschaftsdemo seit 1989.

Kambodscha Hunderttausende
Textilarbeiterinnen und -arbeiter

demonstrierten im Dezember 2013
in Phnom Penh für höhere Löhne.

Der monatliche Mindestlohn
beträgt jetzt umgerechnet 114

Euro. Um zu überleben, wären min-
destens 178 Euro nötig.

USA Ein Arbeiter fertigt für
den deutschen Autozulieferer ZF

Automatikgetriebe. ZF hat im
neuen Werk in Gray Court in South
Carolina 1200 Stellen geschaffen.
Gewerkschaften sollen draußen

bleiben – dafür kämpfen konserva-
tive Politiker mit aller Macht.

1

2

3

Für den Lohn, den Kollegen in
Deutschland pro Stunde erhal-
ten, muss Tanaji Munde zwei bis
drei Tage arbeiten. Munde ist
Leiharbeiter im Siemens-Werk im
indischen Kalwa. Tageslohn: 316
Rupien, knapp 4,40 Euro. Davon
leben er, seineMutter, seine Frau
und zwei Kinder.
Unternehmen zieht es in Billig-
lohnländer, umVorteile im globa-
lenWettbewerb zu gewinnen. Oft
sind es Staaten, in denen Beschäf-
tigte ohne jeden Schutz und Ge-
werkschaften kaum präsent sind.
Durch die niedrigen Standards
dort geraten Arbeitsbedingungen
und Löhne auch in Deutschland
unter Druck – und schwächen die
Verhandlungsmacht der Gewerk-
schaften.
»Wir wollen die Gewerkschaften
an ausländischen Standorten deut-
scher Unternehmen stärken. Das
ist nicht nur im Interesse der Men-
schen dort, sondern auch der Be-
schäftigten in Deutschland«, sagt
Wolfgang Lemb. Er ist als ge-
schäftsführendes Vorstandsmit-
glied für die internationale Ge-
werkschaftsarbeit der IGMetall
zuständig.
Die IGMetall versucht, in interna-
tional operierenden Konzernen
gewerkschaftliche Netze zu knüp-
fen undmit »globalen Rahmen-
vereinbarungen« soziale Mindest-
standards zu sichern.
Das alles ist nicht einfach, aber
möglich, wie die folgenden drei
Beispiele zeigen.

1



Titelthema
wähltenGewerkschaftsführerin schlugenUnbe-
kannte mit einer Eisenstange auf den Kopf. »So
etwas passiert ständig«, sagt Monika Kemperle,
stellvertretendeGeneralsekretärinvon Industri-
All Global, einem internationalen Zusammen-
schluss von Gewerkschaften, in dem auch die
IGMetall aktiv ist. »MalwerdenGewerkschafter
entlassen, dann bedroht oder angegriffen.«

Gute Mode. Nun will Kambodschas autoritäre
Regierung die Rechte vonGewerkschaften per
Gesetz einschränken. Es sieht vor, dass die
Regierung eine Gewerkschaft »suspendieren«
kann,wenn ihreineAktionnichtpasst, zumBei-
spiel bei Streiks. Aktionen von Gewerkschaften
wären fortan rechtswidrig. Sie sollen künftig
auch erst aktiv werden können, wenn sie
mindestens 20 Prozent der Beschäftigten hinter
sichhaben.Kontakte zuNichtregierungsorgani-
sationen sollen nur erlaubt sein, wenn diese in
Kambodscha offiziell registriert sind.

»DasGesetz ist ein Rückschritt«, sagt Kem-
perle. »Wir bräuchten einGesetz, dass dieRech-
te sichert, nicht einschränkt.« IndustriAllGlobal
macht Druck auf die großen internationalen
Modefirmen, damit sie mehr zahlen für Texti-
lien aus Kambodscha. Pro T-Shirt macht das
höchstens einpaarCents aus.Acht großeMode-
kettenhabensichdazuauchschonbereit erklärt.
Auch aus Eigeninteresse. Denn: Mit Eisenstan-
gen und Paragrafen gegen wehrlose Arbeiter –
wer will Textilien tragen, die unter solchen Be-
dingungen hergestellt werden?

Nikki Haley ist Gouverneurin im US-Bundes-
staat South Carolina und trägt gern Stöckel-
schuhe. »Nicht ausmodischenGründen«, sagt
die konservative Politikerin. Nein, damit sie
die Gewerkschaften kräftig treten kann. »Wir
treten sie jeden Tag, und wir werden sie wei-
terhin treten.«

Willkommen inAmerika, indenUSA,dem
LandderbegrenztenMöglichkeiten fürGewerk-
schaften! InkaumeineranderenDemokratieder
Weltwerden sie so aggressiv angefeindet, gegän-
gelt, bekämpft und behindert wie hier. Beson-
ders in den Südstaaten.Und ganz extrem inHa-
leysHeimat SouthCarolina. Dortmusste jüngst
die Gewerkschaft der Maschinisten eine Kam-
pagne imWerk des Flugzeugbauers Boeing ab-
brechen. Gewerkschafter waren bei Hausbesu-
chenmit derWaffe bedroht worden.

DasKlima ist vergiftet. Verantwortlich da-
für ist Nikki Haley. Sie ist die neue Frontfrau
der Anti-Gewerkschaftslobby. »Wir brauchen
keine Gewerkschaften. Und wir wollen keine
Gewerkschaften«, sagt sie. Und wenn ein Un-
ternehmen käme, das schon gewerkschaftlich
organisiert ist? Wenn etwa einer der amerika-
nischen Autokonzerne Ford, General Motors
oder Chrysler einWerk bauen wollte in ihrem
schönen South Carolina? Nein, danke, sagt
Haley, dann verzichtet sie lieber auf die Ar-

beitsplätze. Gewerkschaften in South Carolina
»würden dasWasser verschmutzen«. Niedrige
Löhne und keine Gewerkschaften – das sind
die Standortvorteile ihres Heimatstaats.

Längst sind die Südstaaten so zu einem
wichtigen globalen Standort der Automobil-
produktion geworden. In Scharen lassen sich
auch deutsche Autohersteller und -zulieferer
dort nieder. Daimler will denKleintransporter
Sprinter künftig in South Carolina produzie-
ren. BMWbaut seine Fabrik in Spartanburg in
SouthCarolina zumgrößten Standortweltweit
aus. Continental investierte eine halbeMilliar-
de Euro in eine Reifenfabrik – zur Eröffnung
kamGouverneurinHaley und stand auf hohen
Absätzen an der Seite des deutschen Botschaf-
ters. Zu den namhaften deutschen Investoren
in den Südstaaten gehören Schaeffler, Bosch,
Mahle und viele Mittelständler.

Deutsche Hilfe. Die IG Metall unterstützt
amerikanische Beschäftigte, die Gewerkschaf-
ten in die Betriebe bringen wollen. »Das liegt
auch im Interesse der IG Metall«, sagt Horst
Mund, Leiter Internationales bei der IGMetall.
»Nur so lässt sich gute Arbeit in Deutschland
sichern.«Die IGMetall engagiert sich dabei für
die amerikanische Autogewerkschaft United
Auto Workers (UAW). Im VW-Werk in Chat-
tanooga inTennessee hat dieUAWmittlerwei-
le 55 Prozent der Arbeiter hinter sich – trotz
des scharfen Gegenwinds. Horst Mund sagt:
»Wir lassen uns nicht treten.«
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USA: »Wir treten sie jeden
Tag«
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